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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

bei allen Befragungen zu den Standortvorteilen in Deutschland liegt 
das Kriterium „Qualifizierte Arbeitnehmer“ an der Spitze. Wir leben nicht 
von dem, was in der Erde lagert, wir leben von der Bildung und der Moti-
vation in den Köpfen der Menschen. Garantin hierfür ist die duale Be-
rufsausbildung mit einer hohen Handlungskompetenz. Nicht nur das 
„Gewusst wie“, sondern das Wissen in die Praxis umsetzen zu können, 
darin sind wir besonders stark. 

Viele Regierungsdelegationen aus anderen Ländern fragen bei uns 
nach. Sie würden gerne das duale System von theoretischer Berufsschule 
und praktischer betrieblicher Ausbildung ganz oder in Elementen über-
nehmen. In Deutschland haben wir mit dem dualen Studium den prakti-
schen Teil des dualen Systems in die Hochschulen übertragen. Die 
Gleichwertigkeit der dualen Berufsbildung mit der akademischen Aus-
bildung ist für uns selbstverständlich und im Europäischen Qualifikati-
onsrahmen verankert. Der Bachelor und Weiterbildungsabschüsse im 
dualen System finden sich auf einer gemeinsamen Bewertungsstufe.

Trotz eines geringen Aufwuchses neuer Ausbildungsverträge im Sep-
tember 2018 ist die Attraktivität der dualen Berufsausbildung im eigenen 
Land  verbesserungsfähig. So sind bundesweit noch fast 150 000 Ausbil-
dungsstellen unbesetzt. Auf der anderen Seite haben wir eine hohe Ab-
brecherquote im Studium. Den Blick, auch vieler Abiturienten, auf die 
330 Berufsbilder zu erweitern, würde ihnen, unserem Land und den Un-
ternehmen helfen, diesen Standortvorteil weiter zu sichern.

                    Ihr
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Verbesserungen bei Erwerbsminderung und Mütterrente 
Peter Weiß

Die Koalition hat wichtige Wei-
chenstellungen für die sozialen Si-
cherungssysteme in Deutschland be-
schlossen, die nun zum 1. Januar 
2019 umgesetzt werden.

Für Millionen Rentnerinnen und 
Rentner wird es erhebliche Leis-
tungsverbesserungen geben. Zu-
gleich werden die Beitragszahler 
durch die vereinbarte Senkung des 
Beitrags zur Arbeitslosenversiche-
rung um 0,5 Prozentpunkt entlastet. 
Besonders erfreulich und wichtig für 
die Union sind dabei erneute Verbes-
serungen für Erwerbsminderungs-
rentner mit einem Volumen von rund 
einer Milliarde Euro bis 2025. Galt 
bisher, dass jemand, der wegen ge-
sundheitlicher Probleme nicht wei-
terarbeiten kann, bei der Rente so ge-
stellt wird, als hätte er nur bis zum 
62. Lebensjahr gearbeitet, wird diese 
Zurechnungszeit nun auf die Regelal-
tersgrenze von 67 Jahren angehoben. 
Damit gilt das offizielle Rentenein-
trittsalter in Zukunft auch im Falle 
der Erwerbsminderung. 

Auch bei der Mütterrente können 
noch einmal zusätzliche Leistungen 
erwartet werden. Nachdem 2014 für 
die vor 1992 geborenen Kinder be-
reits ein zweites Erziehungsjahr an-
erkannt worden ist, sollen die knapp 

Peter Weiß                                                            
Vorsitzender der Arbeitsguppe Arbeit und Soziales       Bild: Claudia Thoma

 
Liebe Leserin, lieber Leser,

der Newsletter „Arbeitneh-
mergruppe aktuell“ erscheint 
regelmäßig monatlich in den 
Sitzungszeiten des Deutschen 
Bundestages. Die elektronische 
Fassung können Sie abonnieren. 
Bitte senden Sie uns hierzu un-
ter dem Stichwort „Newsletter-
Abo“ eine E-Mail an  
kristina.freitag@cducsu.de.
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zehn Millionen Mütter und Väter dieser 
Kinder nun noch einmal einen Zuschlag 
in Höhe eines halben Entgeltpunktes er-
halten. Mit diesen Reformen und mit den 
Plänen, ein Gesamtkonzept für die Ren-
tenleistungen und die Beitragszahlungen 
und deren Finanzierung für die Zukunft 
festzuschreiben, ist die Koalition bei der 
Sicherung der Altersvorsorge auf einem 
sehr guten Weg.

Immobilien statt Negativzinsen 

Die Zahlung von Negativ-Zinsen für 
die  Rücklagen der Deutschen Rentenver-
sicherung sorgt zurecht für Unmut, auch 
wenn das Volumen von 50 Millionen  
Euro im vergangenen Jahr im Vergleich 
zur Jahreausgabe .der Rentenversiche-
rung von rund 300 Milliarden Euro sehr 
gering ist. Die Vorschriften für die Geld-
anlage durch Sozialversicherungen soll-
ten gelockert werden. Die Überschüsse 
aufgrund der guten Konjunkturlage dür-
fen vorwiegend nur kurzfristig angelegt 

werden, wofür Banken statt Zinsen zu 
zahlen Geld vom Anleger verlangen. 
Auch Anlagen in Immobilien sollten 
möglich sein.  Es ist ein Fehler gewe-
sen, dass der Bundesrechnungshof 
die gesetzliche Rentenversicherung 
vor eineinhalb Jahrzehnten zum Ver-
kauf ihres Immobilienbesitzes ge-
zwungen hat. 
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Kindergeld an die Lebenshaltungs-
kosten des EU-Wohnorts anpassen
Marcus Weinberg

Nach Angaben der Bundes-
regierung wurde im Juni 2018 
für mehr als 268 000 Kinder, 
die im EU-Ausland oder im 
Europäischen Wirtschafts-
raum leben, Kindergeld ge-
zahlt. Der erneute Anstieg die-
ser Zahl zeigt einmal mehr, 
dass eine rasche Umsetzung 
der Forderung von CDU und 
CSU, die Höhe des Kindergel-
des an den Lebenshaltungs-
kosten im Heimatland des 
Kindes zu bemessen, erfor-
derlich ist. Für ein Kind, das 
beispielsweise in Polen oder 
Rumänien lebt, sollte sich die 
Höhe des Kindergeldes an den 
dortigen Lebenshaltungskos-
ten orientieren.

EU muss jetzt handeln

Die EU muss endlich han-
deln! Denn nur wenn das Eu-
ropäische Recht entsprechend 
geändert wird, kann Deutsch-
land das deutsche Recht euro-
parechtskonform anpassen. 
Der zuständige Bundessozialminister 
Hubertus Heil ist gefordert, nun end-
lich auf europäischer Ebene zu einer 
für alle Seiten akzeptablen Lösung zu 
kommen. Denn eine Staffelung des 
Kindergeldes nach den Lebenshal-
tungskosten vor Ort ist nicht nur an-
gemessen, sondern auch gerecht. 
Fehlanreize werden vermieden, den 
Lebensmittelpunkt wegen der Höhe 
der Sozialleistungen in einen anderen 
Mitgliedsstaat zu verlegen.

National mögliche Schritte 
sind bereits umgesetzt

Die national möglichen Maßnah-
men zur Verhinderung von Miss-
brauch bei grenzüberschreitendem 
Kindergeldbezug haben wir unter 
unionsgeführter Regierungsverant-

wortung bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode umgesetzt. Die 
rückwirkende Möglichkeit zur Bean-
tragung von Kindergeld wurde auf 
sechs Monate beschränkt. Mit der Ver-
kürzung der Antragsfrist ist es den Fa-
milienkassen nunmehr möglich, den 
Nachweis des inländischen Aufent-
halts des Kindergeldberechtigten – 
der Anspruchsvoraussetzung ist – 
schneller zu prüfen. 

Datenaustausch verbessert

Zudem haben wir den Datenaus-
tausch zwischen dem Bundeszentral-
amt für Steuern und den Familienkas-
sen verbessert. Die Familienkassen 
erlangen so zum Beispiel schneller 
Kenntnis, wenn eine Familie ins Aus-
land verzieht und damit der Kinder-
geldanspruch in Deutschland erlischt.

Marcus Weinberg 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Sicherer Unterhalt 
für Kinder von 
Alleinerziehenden

 

Die Reform des Unterhaltsvor-
schussgesetzes zum 1. Juli 2017 war 
für die Kinder von Alleinerziehen-
den dringend notwendig. Das zei-
gen die gestiegenen Zahlen von an-
spruchsberechtigten Kindern um 
300.000 von 414.000 Kindern vor 
Inkrafttreten der Neuregelung auf 
714.000 Kinder Ende März 2018. 
Der Bericht der Bundesregierung 
über die Wirkungen der Reform 
macht aber auch deutlich: Länder 
und Kommunen müssen die unter-
haltspflichtigen Elternteile noch 
stärker in die Pflicht nehmen und 
den Prozess des Rückgriffs beim an-
deren Elternteil nachhaltig verbes-
sern. Das haben Bund und Länder 
bereits Anfang 2017 auf Spitzenebe-
ne beschlossen. Nur so wird eines 
der Ziele der Unterhaltsvorschuss-
leistung erreicht: nämlich den an-
deren Elternteil langfristig zu einer 
zuverlässigen Zahlung des Unter-
halts unmittelbar an den alleiner-
ziehenden Elternteil zu bewegen.

Die 2017 erfolgte Ausweitung 
des Unterhaltsvorschusses fügt sich 
in eine Reihe von familienpoliti-
schen Maßnahmen der vergange-
nen Legislaturperiode, wie bei-
spielsweise der Erhöhung des Ent-
lastungsbetrages für 
Alleinerziehende, der Erhöhung des 
Kinderzuschlages oder auch der 
Förderung beim Ausbau von Kin-
derbetreuungsplätzen, mit der wir 
gezielt Alleinerziehende unterstüt-
zen. Diesen Weg gehen wir weiter. 
Wir wollen beispielsweise in zwei 
Schritten das Kindergeld insgesamt 
um 25 Euro erhöhen, den Kinderzu-
schlag entsprechend anpassen und 
erhöhen, familienpolitische Leis-
tungen entbürokratisieren, den 
qualitativen und quantitativen Kin-
derbetreuungsausbau weiter voran-
treiben und auch einen Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung im 
Grundschulalter einführen.
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Wir brauchen eine größere Hartz-IV-Reform
Kai Whittaker

Die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
hat sich seit dem Jahr 2010 halbiert. 
Viele Menschen haben nach Jahren 
der Arbeitslosigkeit wieder dauerhaft 
eine Stelle gefunden. Trotz dieser Er-
folge bleiben viele Baustellen im 
Hartz-IV-System bestehen. Um das 
Ziel der Vollbeschäftigung zu errei-
chen braucht es deshalb weitere Re-
formanstrengungen.

Folgende Ansätze müssen hierbei 
verfolgt werden:

1. Mehr Zeit für Menschen statt 
für Bürokratie

Immer noch sind Jobcenter-Be-
scheide manchmal bücherdick. Im-
mer noch beschäftigen sich über 

20.000 Mitarbeiter nur mit der 
Ausrechnung der Leistungen. Die 
komplizierten Regeln machen das 
Hartz-IV-System für viele Betrof-
fene und Mitarbeiter nicht mehr 
nachvollziehbar. Deshalb müssen 
wir das Recht radikal vereinfa-
chen und einem Digitalisierungs-
TÜV unterziehen. Durch einfa-
chere Regeln steht nicht mehr die 
Bürokratie im Vordergrund, son-
dern der Mensch. Ein System 
muss den Menschen dienen und 
nicht anders herum.

2. Gute Betreuung schafft 
Wege in Arbeit

Vermittlungserfolge werden 
oft erzielt, wenn auf die individu-
ellen Bedürfnisse der langzeitar-
beitslosen Menschen eingegan-
gen wird. Sie werden erzielt, wenn 
bei der Beratung die Stärken und 
Schwächen der Langzeitarbeitslo-
sen ganzheitlich betrachtet wer-
den. Zurzeit ist dies leider nur 
eingeschränkt möglich. Ein Mit-
arbeiter kümmert sich in der Ver-
mittlung um 131 Personen. Die-
ses Verhältnis macht eine enge 
Betreuung nicht einfach. Es 
kommt erschwerend hinzu, dass 

der Betreuungsschlüssel vielerorts 
weitaus höher liegt. Vor diesem 
Hintergrund ist ein besserer Be-
treuungsschlüssel unabdingbar. 
Beispiele aus der Praxis zeigen, 

dass ein intensives externes Coaching 
selbst Menschen wieder in Arbeit 
bringen kann, die sehr lange arbeits-
los waren. Ein Beispiel ist die Firma 
Metis aus Stuttgart, die durch ihre Be-
mühungen eine Integrationsquote 
von 40 % aufweisen kann.

3. Qualifizierung fördern
Über die Hälfte der Langzeitar-

beitslosen hat keine abgeschlossene 
Berufsausbildung. Darum haben sie 
es oft schwerer als andere. Wir müs-
sen finanzielle Anreize dafür setzen, 
dass vor allem junge Menschen eine 
Ausbildung machen. Jede Person un-
ter 35 Jahren ist vorrangig in eine Aus-
bildung zu bringen.

Kai Whittaker
Mitglied des Ausschusses für Arbet und Soziales
Obmann im Parlamentarischen Beirat  
für nachhaltige Entwicklung
Bild: Steven Vangermain

4. Sprachförderung verbessern
Das Thema Sprache wurde in den 

vergangenen Jahren vernachlässigt. 
Gerade im Hinblick auf die Geflüchte-
ten müssen wir die Sprachförderung 
verbessern. Es muss verpflichtend 
werden, dass jeder Hartz-IV-Empfän-
ger mindestens das Sprachniveau B 2 
erreicht. Zu diesem Zweck muss das 
Sprachangebot in den Jobcentern aus-
geweitet werden und mehr gezielte 
Sprachförderung stattfinden.

5. Menschen aus dem Leistungs-
bezug rausbringen

Hartz IV darf keine Sackgasse sein 
und kein Dauerzustand. Deshalb müs-
sen wir stärkere Anreize zur Arbeits-
aufnahme schaffen. Die hohe Transfer-
entzugsrate bei Geringverdienern ent-
wertet Leistung und muss deshalb 
gesenkt werden. Mehrarbeit muss sich 
immer mehr lohnen als Nichtarbeit. 
Mit dieser Herangehensweise stärken 
wir das Prinzip der Leistungsgerechtig-
keit. Vor allem machen wir das System 
fairer und erhöhen damit seine Reso-
nanz.

6. Jobcentern die notwendige 
Freiheit geben

Die Jobcenter kennen die Bedarfe 
vor Ort am besten. Deshalb sollten wir 
sie unterstützen, passgenaue Lösun-
gen für die Menschen zu finden. Zu 
diesem Zweck ist das Aufstockungs- 
und Umgehungsverbot zu lockern. Da-
rüber hinaus sollten die Rahmenbe-
dingungen für Projektförderungen ver-
bessert werden. Auf diesem Wege 
könnten die Jobcenter leichter innova-
tive Projekte ins Leben rufen. Es ist von 
zentraler Bedeutung, dass die Arbeit 
der Jobcenter so wenig wie möglich 
durch strenge Vorgaben oder Regeln 
beeinträchtigt wird.

Diese Ansätze werden uns dem Ziel 
der Vollbeschäftigung um einiges nä-
her bringen. Vor allem legen sie aber 
einen Fokus auf den Menschen mit sei-
nen individuellen Fähigkeiten. Wir 
müssen den Menschen etwas zutrauen 
und sie in ihren Bemühungen unter-
stützen.

 


